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In der Strafsache gegen den Transportarbeiter 

aus Düsseldorf, zur Zeit in Strafhaft, im Arbeitshaus 

in Suben/OD. ' 
wegen Verbrechen gegen die VolksschädlsvO, 

hat das Eeichsgericnt, l.Strafsenat, in der Sitzung vom 

26. Januar 1945, an der teilgenommen haben 

als Richter' . 
n 

der Senatspräsident Dr. Schultze, 

die Re ichsgerichtsräte Dr. Rohde und Rasche, 

als Beamter der Staatsanwaltschaft: 

der Reichs gerichtsrat Dr. oönrfzer, 
I 

auf die Nichtigkeitsbeschwerde des Oberreiehsanwalts nach 

mündlicher Verhandlung für Recht erkannt: 

Das Urteil des Sondergerichts bei dem Landgericht in Düsseldorf 

vom 6. um: 1944 wird, soweit es den Angeklagten betrifft, in 

Strafeusspruch einschliefiflich der .Entscheidung über die Aberken= 

rung der Ehrenrechte, über die Anrechnung von Untersuchungshaft, 

über die Unterbringung des Angeklagten in einer .Heil= oder 

pyíegeanstalt und über die Anordnung der Sicherungsverwahrung un: 

ter Aufrechterhaltung der ihm.insoweit zugrunde liegenden Fest: " 

Stellungen aufgehoben. 
Der Angeklagte wird zum Tode und zum dauernden Verlust 

der Ehrenrechte verurteilt. 
Er trägt die Ketten der Nichtigkeitebescnwerde. 
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jährlicher Gewohnheitsverbrecher wegen einfachen Diebstahls,wegen 
Volksschádl ingsverbrechen nach dem § 2 Volhsschädl ingsvO in Vor: 
Bindung mit versuchtem schweren Diebstahl in zwei Fällen und wegen 
Volksschddl ingsverbrechens gegen die §§ 2, 4 Volksschadl ingsVO in 
Verbindung mit vollendetem schwerem Diebstahl und mit einem Ver: 
brechen gegen den § 1 Abs. 1 Ktvo zu der Gesamtstraje von 6 Jan= 
ren Zuchthaus unter Anrechnung der Untersuchungshaft und zum Ver= 
lust der Ehrenrechte auf die Dauer von 6 Jahren verurteilt worden; 
außerdem ist seine Unterbringung in einer .Heil=~ oder Pj1egean- 
stalt und seine sicherungsverwahrung angeordnet worden. 

Nur gegen den Strafausspruch dieses Urteils richtet sich die 
Niehtigheitsbeschwerde des Oberreichsanwalts. Mit ihr wird geltend 
gemacht, es beständen erhebt iche Bedenken dagegen, daß' das sonder= 
gericht davon abgesehen habe, gegen den Angeklagten die Todesstra= 
de zu uerhdngen Deshalb sei das angefochtene Urteil ungerecht. 

Die Nıchtigheitsbeschwerde ist begründet. 
II. Das Sondergericht hat es nicht für notwendig erachtet, 

gegen den Angeklagten auf die Todesstrafe zu erkennen. Dazu hat 
es ausgeführt, der Schutz der VOlksgeme inschaft erscheine hinrei= 
cf end gewährleistet, wenn der Angeklagte eine Zeitlang in einer 
Strafanstalt untergebracht werde; daß' er von dort ausbrechen wer: 
de, stehe nicht zu erwarten; es komme hinzu, daß er für die Volke: 
Gemeinschaft nicht völlig wertlos sei; er sei bisher mit einer er: 
lieblichen Freiheitsstrafe, insbesondere einer Zuchthausstrafe 
nicht vorbestraft, so daß er einen strengen Strafvollzug noch 
nicht zu spüren bekommen habe; die jetzt abgeurteilten Taten al: 
lein rechtfertigten nicht die Verhängung der Todesstrafe; weder 
die Wegnahme der Sparuhr noch der eine vollendete schwere Dieb: 
stahl noch die beiden versuchten schweren Diebstahle verlangten 
als Sühne die schwerste Strafe; auch das Vorleben des Angeklagten ı 

sei nicht so verwerfe ich, daß er ausgemerzt werden müßte; er sei 
noch jung, unter schwierigen Verhältnissen aufgewachsen und da= 
durch haltlos geworden; nach Verbüßung der letzten Vorstrafe habe 
er keine rechte Unterkunft gefunden, habe in Bunkern nichtigen 
müssen und sei dadurch mit Leuten zusammengekommen, deren Verfth= 
rung er erlegen sei; wenn auch Verdunklungsverbrechen und nament= 
lieh ein Efinbruchsdiebstahl von dem Umfang, wie er hier begangen 

schwer bestraft werden müßten, doch bei dem worden sei ı so sei š 
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1 c 16.9/44 
1 StS 105/44 
Angeklagten eine entsprechende Freiheitsstrafe noch eine angemessen= 
ne Sühne. .ı 

"f 

* 

III„ Die Ausführungen des Sondergerichts sind nicht frei ,von 
Hechtsirrtum. 

\ zwar hat es rechtlich einwandfrei nachgewiesen, daß der Ange= 

klagte ein gefährlicher Gewohnheitsverbrecher ist, die Gründe 

aber, aus denen es die Anwendung des a l  ÄhderungsG abgelehnt hat, 

halten der Nbchp rüfung nicht stand. 

Gegenüber der Gefahr, die für die Volksgemeinschaft von den 

Tätern ausgeht, die die Vorschrift des § 1 ÃhderungsG treffen 

soll, hat der Gesetzgeber bewußt den Schutzgedanken dem Sühnege= 

danken uorangestellt. Der entscheidende Gesichtspunkt dafür, ob 

die Si cherungsverwahrung genügt oder ob die Todesstrafe erfordere 

lieh ist, kann nicht in dem Schutz als solchem, also in der Ver- 

hinderungweiterer Straftaten, gefunden werdeN, sondern entschei= 

dend muß"der Wert oder der Unwert der Persönlichkeit des Täters 

sein, vor dem die Allgemeinheit geschützt werden soll. Hat er sich 

selbst durch seine gemeinsehaftssehädliche Gesinnung oder durch 

die Schwere der Tat, die er zu sühnen hat, außerhalb der Vblksge_ 

meinschaft gestellt, so hat er die Todesstrafe verwirkt; RGSt 

Bd.76 8.91 , 2g„ gj - ' . 

ı Wenn das Sondergerícht meint, der Schutz der Volksgemein= 

Schaft erscheine hinreichend gewährleistet, wenn der Angeklagte 0 

eine Zeitlang in einer Strafanstalt untergebracht werde, eine 

Ausbruchsgefbhr bestehe nicht, dazu komme noch, daß der Angeklagte 

für die VOlksgemeinschaft nicht völlig wertlos sei, so irrt es 

rechtl ieh'über den Begriff des Schutzbedürfnisses. nicht die Ver= 

hinderung weiterer Straftaten ist entscheidend in Betracht zu die= 

Nen, sondern darüber hinaus, ob der Angeklagte sich selbst bereits 

außerhalb der Volksgemeinschaft gestellt hat. Ob das geschehen › 
- 

ist, ist nach dem Sittlichkeitsempfinden und nach dem Gerechtig= 

keitsgefühl der ihres Volktums bewußten Volksgemeinschaft im gon_« 

Zen zu beurteilen. Die NOtwendigkeiten, .die die Wohlfahrt des 

deutschen Volkes bedingen, entscheiden darüber, ob der Täter end: 

gültig unschädlich gemacht werden muß, RGSt Bd. 76 e.91. 
ist auf Grund der tatsächlichen Feststellungen des angefochtenen 

Urteils folgendes zu sagen~ 
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Der einfache Diebstahl , bei dem der Angeklagte im Juli oder 

August 1945 eine sparuhr entwendet hat; ist zwar nicht beso
nders 

schwerwiegend, weil die Diebesbeute nur einen geringen
 Wert hatte 

und der Angeklagte infolge des Verlustes seiner Unterkunft durch r 

einen Luftangrfif und durch eine drückende riet schuld sich in ge= 

wissen wirtschaftlicher Bedrängnis befand. Die ande
ren drei Strafe 

taten liegen aber sehr schwer. zunächst hat der Angeklagte mit 

anderen Mittätern versucht, in einen privaten Luftschutzkeller 

einzubrechen, weil sich dort, wie sein Hittater, der fahnen
flüchá 

tige , ausgekundschaftet hatte, 14 Koffer befinden soll: 

ten. Dieser .Einbruch mißlang nur, weil die Toter die Schutzmaßnah= 

men nicht überwinden konnten. Der Angeklagte ist dann weiterhin an 

einem versuchten Diebstahl in einem öffentlichen Laftechutzkeller 

beteiligt, bei.dem er einen ihm von in die Hand ge- 

drückten Revolver mit Munition bei sich trug. Daß es in diesem 
Fall bei einem Versuch geblieben ist, ist nur darauf eurückzufüh= 

ren, daß die Täter sich nicht getrauten, die beiden vorgefundenen 

Koffer hinauszutragen, weil Soldaten vor dem Eingang standen. Be: 
sonders kennzeichnend für den Angeklagten und seinen Mittäter ist, 

daß sie diesen öffentlichen Luftschutzkeller betreten hatten,weil 

sie dort Werkzeug uorzujinden hofften, mit dem sie einen anderen 
Luftschutzkeller aufbrechen wollten. an handelt sich also bei dem 

Angeklagten und seinem Mittäter um Personen, die es auf die 

in der Kriegszeit besondere schwerwiegenden Einbrüche im Luft: 
`schutzkeller abgesehen hatten. Auch der vollendete .Einbruchsdieb= 
stahl in einem Zigarrengeschdjt wiegt schwer. Die Täter haben do= 

bei nicht nur die kriegsbedingte› Verdunklung, sondern auch den 

Umstand zur Ausführung ihrer Tat ausgenutzt, daß das Geschäft in 

einer infolge der Beschädigung der umliegenden Hauser verkehrs- 

armen.Straße liegt. - ' 
w * 

Die strafbare Betätigung des Angeklagten ist demnach sehr er= 
heblièh und sehr gefährlich gewesen. Mag der Verlust eines eigenen 
Unterkommens vielleicht der Anlaß zu dem Diebstahl der sparuhr ge: 
Wesen sein, so kommt er doch bei den übrigen Diebstählen nicht 
mehr in Frage. Zu diesen Taten ist der Angeklagte zwar durch den 
fahnenjlüchtigen veranlaßt worden, aber gerade der Umstand, 

ı daß er im Jahre 1943 bereits einmal wegen Diebstahls bestraft wer= 
den mußte und daß er den Diebstahl der Sparuhr ohne Beeinflussung 
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von dritter Seite begangen hat, zeigt, daß dem Angeklagten selbst 
wie das Sondergericht zutreffend angenommen hat, ein Hang zu 
.Eigentumsuerbrechen innewohnt. ı 

Der wert der Persönlichkeit des Angeklagten ist sehr gering 
einzuschatzen. Er stammt aus einer erblich belasteten Familie 
zwei seiner Geschwister sind geistesschwach, er .selbst leidet an 
einem moralischen Schwachsinn erheblichen Grades und ist deshalb 
im Jahre 1937 unfruchtbar gemacht worden. Das Sondergericht hat 
daher bei ihm die Voraussetzungen des §,5l Abs. 2 StGB bejaht.Sei 
ne Vorbestrafungen wegen Arbeitsverweigerung und wegen widernatür 
lichter Unzucht lassen seine sittliche .Minderwertigkeit klar erben 
neu. Für die Zukunft sind die Aussichten recht gering, daß er für 
die Volksgemeinschajt überhaupt jemals nutzbringend eingesetzt 
werden könnte. Dagegen ist die Rüekjallgejbhr bei dem Angeklagten 
erheblich. Er ist zwar zufolge seines Schwachsinns bei den letzten 
drei Taten der Beeinflussung durch unterlegen, aber 
gerade dieser Umstand läßt seine Gejahrlichkeit besonders deutl ich 
werden, da er nicht die nötigen fiwmmungen aufbringen wird, um 
Versuchungëh zu neuen Rechtsbrüchen zu widerstehen. IM übrigen ist 
die Freiheit des Gerichts, nach seinem Ermessen StrajMilderung zu 
gewahren oder zu versagen, durch den § .51 Abs. 2 auch nicht für 
die Todesstrafe eingeschränkt; RGSt Bd 71 S, 179, 182. 

Betrachtet man unter diesen Gesichtspunkten die Taten des An 
geklagten, so ergibt sich, daß nach dem SittlichkeitsgejUhl und 
nach dem Gerechtigkeitsempfinden der Volksgemeinsehaft der Ange 
klagte unschàdl ich gemacht werden muß. ES wäre mit den Notwendig 
Seiten, die die Wohlfahrt des deutschen Volkes wahrend des Krieges 
bedingen, nicht vereinbar, wenn er weiter am Leben bliebe. Der 
Schutz der Volksgeme inschaft im oben dargelegten Sinne erfordert 
gemäß dem § 1 ÄhderungsG seine Beseitigung. 

Aber auch soweit die §§ 2 und 4 der VolksschadlVO gegen 
den Angeklagten angewandt worden sind, hat er die Todesstrafe vor 
wirkt. Nach den Feststellungen des Landgerichts handelt es sich im 
Hinblick auf` den §' 2 um besonders schwere Fälle im Sinne dieser 
Vorschrift. Soweit aber der § 4 in Frage kommt, erfordert das ge 
Sunde Volksempjinden wegen der besonderen Verwerjl ichkeit der 
Straftat die Anwendung der schwersten Strafe. 
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